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1. Nachtragshaushaltssatzung und Bekanntmachung der

1. Nachtragshaushaltssatzung des Landkreises Göttingen für die Haushaltsjahre
2020/2021

I. 1. Nachtragshaushaltssatzung für die Haushaltsjahre 2020/2021

Auf Grund des § 115 des NKomVG1 hat der Kreistag des Landkreises Göttingen in der Sitzung am 04.02.2021

folgende 1. Nachtragshaushaltssatzung für die Haushaltsjahre 2020/2021 beschlossen.

§ 1

Mit dem Nachtragshaushaltsplan werden für 2020 keine Änderungen an den Ansätzen für Erträge, Aufwendungen,

Einzahlungen und Auszahlungen vorgenommen,

Mit dem Nachtragshaushaltsplan werden für 2021:

die bisherigen erhöht vermindert und damit der
festgesetzten urn um Gesamtbetrag des

Gesamtbeträge Haushaltsplans
einschließlich der

Nachträge
festgesetzt auf

Euro Euro Euro Euro

1 2 3 4 5

Ergebnishaushalt

ordentliche Erträge 649.160.700,00 35.763.800,00 4.568.600,00 680.355.900,00

ordentliche Aufwendungen 651.981.000,00 33.128.500,00 5.172.500,00 679.937.000,00

außerordentliche Erträge 0,00 7.093.900,00 0,00 7.093.900,00

außerordentliche Aufwendungen 195.000,00 7,093.900,00 0,00 7.288.900,00

Finanzhaushalt

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 637.767.100,00 42,184.800,00 3.989.300,00 675.962.600,00

Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 624.202.700,00 35.779.800,00 4.539.500,00 655.443.000,00

Einzahlungen für Investitionstätigkeil 14.040.200,00 797.500,00 6.552.000,00 8_285.700,00

Auszahlungen für Investitionstätigkeit 41.585.300,00 3,702.500,00 11.970.000,00 33.317,800,00

Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 19.922.400,00 0,00 9.468.200,00 10.454,200,00

Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 9.941.700,00 0,00 0,00 9.941.700,00

Nachrichtlich:

Gesamtbetrag der Einzahlungen des Finanzhaushalts 671.729.700,00 42,982.300,00 20.009.500,00 694.702.500,00

Gesamtbetrag der Auszahlungen des Finanzhaushalts 675.729.700,00 39.482.300,00 16.509.500,00 698.702.500,00

§ 2

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförclerungsmaßnahmen

(Kreditermächtigung) wird für das Haushaltsjahr 2020 gegenüber der bisherigen Festsetzung nicht verändert.

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen

(Kreditermächtigung) wird für das Haushaltsjahr 2021 gegenüber der bisherigen Festsetzung in Höhe 14.351.600

Euro um 9.468.200 Euro vermindert und damit auf 4.913.400 Euro neu festgesetzt.

1 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz in der zurzeit gültigen Fassung
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§ 3

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird für das Haushaltsjahr 2020 gegenüber der bisherigen

Festsetzung nicht verändert.

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird für das Haushaltsjahr 2021 gegenüber der bisherigen

Festsetzung in Höhe von 5.307.300 Euro um 30.800.000 Euro erhöht und damit auf 36.107.300 Euro neu

festgesetzt.

§ 4

Der Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite beansprucht werden dürfen, wird für die Haushaltsjahre 2020 und

2021 gegenüber dem bisherigen Höchstbetrag nicht verändert.

§ 5

(1) Die Hebesätze der der Kreisumlage werden für das Haushaltsjahr 2020 nicht geändert.

(2) Die Hebesätze der Kreisumlage werden für das Haushaltsjahr 2021 wie folgt festgesetzt:

(a) Die Umlagesätze der Kreisumlage für die Stadt Göttingen werden wie folgt geändert:
für die Steuerkraftzahlen erhöht um 0,10 v.H. gegenüber bisher 29,10 v.H. auf nunmehr29,20 v.H.

für die Schlüsselzuweisungen erhöht um 0,10 v.H. gegenüber bisher 29,10 v.H. auf nunmehr29,20 v.H.

(b) Die Umlagesätze der Kreisumlage für die übrigen kreisangehörigen Gemeinden werden nicht geändert.

(c) Die Umlagesätze der Kreisumlage für die gemeindefreien Gebiete werden nicht geändert.

(3) Der Steuersatz (Hebesatz) der Gewerbesteuer für die im Landkreis Göttingen gelegenen gemeindefreien
Gebiete wird nicht geändert.

§ 6

Der kalkulatorische Zinssatz bleibt gegenüber der bisherigen Festsetzung für die Haushaltsjahre 2020 und 2021

unverändert.

Göttingen, den 05.02.2021

Bernhard Reuter

Landrat

II. Bekanntmachung der 1. Nachtragshaushaltssatzung2020/2021

Die vorstehende 1. Nachtragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2020/2021 wird hiermit öffentlich

bekanntgemacht.

Die nach §§ 119 Abs. 4 und 120 Abs. 2 NKomVG sowie § 15 Abs. 6 NFAG erforderlichen Genehmigungen sind durch

das Niedersächsische Ministerium für Inneres und Sport am 03.05.2021 unter dem Aktenzeichen 32.17 — 10302

159 (2020/2021) erteilt worden.

Der Nachtragshaushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 S. 3 NKomVG vom 07.05. bis einschließlich 18.05.2021 zur

Einsichtnahme während der Öffnungszeiten im Kreishaus in Osterode am Harz, Herzberger Str. 5, aus. Die

Einsichtnahme ist nur nach vorheriger Terminabsprache möglich (Telefon 05522/960-2266).
Der Haushaltplan wird zeitgleich zusätzlich im Internet auf der Homepage des Landkreises Göttingen bereitgestellt

und kann auch dort eingesehen werden.

Göttingen, den 04.05.2021

Landkreis Göttingen

Der Landrat

Gez.

Bernhard Reuter
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ENTGEGENNAHME UND FESTSTELLUNG DES JAHRESABSCHLUSSES 2019 DER GAB GESELLSCHAFT

FÜR ARBEITS UND BERUFSFÖRDERUNG SÜDNIEDERSACHSEN MBH

Wiedergabe des Bestätigungsvermerks

Nach dem abschließenden Ergebnis meiner Prüfung habe ich unter dem Datum 7. Juli 2020 der GAB

Gesellschaft für Arbeits und Berufsförderung Südniedersachsen mbH — gemeinnützig-. Göttingen, den

folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt, der hier wiedergegeben wird:

„Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers

An die GAB Gesellschaft für Arbeits und Berufsförderung Südniedersachsen mbH — gemeinnützig , Göttingen

Prüfungsurteile

Ich habe den Jahresabschluss der GAB Gesellschaft für Arbeits und Berufsförderung Südniedersachsen mbH —

gemeinnützig -,Göttingen, — bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2019 und der Gewinn und

Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 01. Januar bis zum 31. Dezember 2019 sowie dem Anhang,

einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs und Bewertungsmethoden — geprüft. Darüber hinaus habe ich

den Lagebericht der GAB Gesellschaft für Arbeits und Berufsförderung Südniedersachsen mbH — gemeinnützig
Göttingen, für das Geschäftsjahr vom 01. Januar bis zum 31. Dezember 2019 geprüft.

Nach meiner Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen, für

Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften sowie den ergänzenden
landesrechtlichen Rechnungslegungsvorschriften der Niedersächsischen Eigenbetriebsverodnung

(EigBetrVO Nds.) und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger

Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens und Finanzlage

der Gesellschaft zum 31.Dezember 2019 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 01. Januar

bis zum 31. Dezember 2019 und

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In

allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht
den deutschen gesetzlichen Vorschriften sowie den ergänzenden landesrechtlichen

Rechnungslegungsvorschriften der Niedersächsischen Eigenbetriebsverodnung (EigBetrVO Nds.) und

stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erkläre ich, dass meine Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die

Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Ich habe meine Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB und §§
29 ff. EigBetrVO Nds. unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen

Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Meine Verantwortung nach diesen Vorschriften

und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses

und des Lageberichts" meines Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Ich bin von dem

Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen

Vorschriften und habe meine sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen

Anforderungen erfüllt. Ich bin der Auffassung, dass die von mir erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und

geeignet sind, um als Grundlage für meine Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu

dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für den Jahresabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deutschen, für

Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften sowie den ergänzenden landesrechtlichen

Rechnungslegungsvorschriften der Niedersächsischen Eigenbetriebsverodnung (EigBetrVO Nds.) in allen

wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen

Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der

Vermögens-, Finanz und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter
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verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen

ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu

ermöglichen, der frei von wesentlichen — beabsichtigten oder unbeabsichtigten — falschen Darstellungen ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit

der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die

Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern

einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des

Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht

tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt

ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem

Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften sowie den ergänzenden
landesrechtlichen Rechnungslegungsvorschriften der Niedersächsischen Eigenbetriebsverodnung (EigBetrVO
Nds.) entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die

gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig

erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden

deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die

Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts

Meine Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von

wesentlichen — beabsichtigten oder unbeabsichtigten — falschen Darstellungen ist, und ob der Lagebericht

insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen

mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den

deutschen gesetzlichen sowie den ergänzenden landesrechtlichen Rechnungslegungsvorschriften der

Niedersächsischen Eigenbetriebsverodnung (EigBetrVO Nds.) Vorschriften entspricht und die Chancen und

Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der

unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in

Übereinstimmung mit § 317 HGB und §§ 29 ff. EigBetrVO Nds. unter Beachtung der vom Institut der

Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung

durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus

Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise

erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und

Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung übe ich pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahre eine kritische Grundhaltung. Darüber

hinaus

• identifiziere und beurteile ich die Risiken wesentlicher — beabsichtigter oder unbeabsichtigter —

falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, plane und führe Prüfungshandlungen

als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet
sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche

Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße

betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende

Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können.

• Gewinne ich ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten internen

Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen,

um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch
nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der Gesellschaft abzugeben.

• Beurteile ich die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten
Rechnungslegungsnnethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern

dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben.

• Ziehe ich Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern

angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf
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der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang

mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der

Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls ich zu dem Schluss

komme, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, bin ich verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf

die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls

diese Angaben unangemessen sind, mein jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Ich ziehe meine

Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten

Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die

Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann.

• Beurteile ich die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich

der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so

darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger

Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz und

Ertragslage der Gesellschaft vermittelt.

• Beurteile ich den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung und

das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Unternehmens.

• Führe ich Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten

zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter
Prüfungsnachweise vollziehe ich dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von den

gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteile die

sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges

Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen

gebe ich nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse

wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen.

Ich erörtere mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang und die

Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im internen

Kontrollsystem, die ich während meiner Prüfung feststelle."

Schlussbemerkung

Den vorstehenden Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts für das Geschäftsjahr
2019 der GAB Gesellschaft für Arbeits und Berufsförderung Südniedersachsen mbH — gemeinnützig -,

Göttingen, erstatte ich in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vorschriften und den Grundsätzen

ordnungsmäßiger Berichterstattung bei Abschlussprüfungen (IDW PS 450).

Eine Verwendung des [im Abschnitt B] wiedergegebenen Bestätigungsvermerks außerhalb dieses

Prüfungsberichts bedarf meiner vorherigen Zustimmung.

Bei Veröffentlichungen oder Weitergabe des Jahresabschlusses und/oder des Lageberichts in einer von der

bestätigten Fassung abweichenden Form bedarf es zuvor meiner erneuten Stellungnahme, sofern hierbei mein

Bestätigungsvermerk zitiert oder auf meine Prüfung hingewiesen wird; auf § 328 HGB wird verwiesen.

Göttingen, den 7. Juli 2020

HSBM Göttingen GmbH

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Robert Menzel

Wirtschaftsprüfer

Der Kreisausschuss des Landkreises Göttingen hat in der Sitzung am 29.09.2020 beschlossen:

Die Vertreter*innen des Landkreises Göttingen in der Gesellschafterversammlung Gesellschaft für Arbeits und

Berufsförderung Südniedersachsen mbH werden angewiesen, folgenden Beschlüsse zu fassen:

1. Der Jahresabschluss der Gesellschaft für Arbeits und Berufsförderung Südniedersachsen mbH für

das Wirtschaftsjahr 2019 wird mit einer Bilanzsumme in Höhe von 2.404.617,50 Euro und einem

Jahresüberschuss in Höhe von 331.417,75 Euro festgestellt.
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2. Der Jahresüberschuss in Höhe von 331.417,75 Euro wird auf neue Rechnung vorgetragen.
3. Der Geschäftsführerin Frau Magdalene Günther wird für das Geschäftsjahr 2019 Entlastung erteilt.

4. Die HSBM Göttingen GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Geismar Landstraße 13, 37083

Göttingen, wird zum Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2020 gewählt.

Dieser Bestätigungsvermerk wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Der Jahresabschluss und Lagebericht

sind vom 07.01.2021 bis 20.01.2021 während der üblichen Öffnungszeiten beim Landkreis Göttingen,

Herzberger Straße 5, 37520 Osterode am Harz, Fachbereich Finanzen, Zimmer A 2.04 einzusehen.
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ENTGEGENNAHME UND FESTSTELLUNG DES JAHRESABSCHLUSSES 2019 DER VOLKSHOCHSCHULE

GÖTTINGEN OSTERODE GGMBH

Wiedergabe des Bestätigungsvermerks

Nach dem abschließenden Ergebnis meiner Prüfung habe ich unter dem Datum 11. Mai 2020 der VHS

Göttingen Osterode gGmbH, Göttingen, den folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt, der

hier wiedergegeben wird:

„Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers

An die VHS Göttingen Osterode gGmbH, Göttingen

Prüfungsurteile

Ich habe den Jahresabschluss der VHS Göttingen Osterode gGmbH, Göttingen, — bestehend aus der Bilanz zum

31. Dezember 2019 und der Gewinn und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31.

Dezember 2019 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs und

Bewertungsmethoden — geprüft. Darüber hinaus habe ich den Lagebericht der VHS Göttingen Osterode

gGmbH, Göttingen, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2019 geprüft.

Nach meiner Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

11 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen für

Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften sowie den ergänzenden
landesrechtlichen Rechnungslegungsvorschriften der Niedersächsischen Eigenbetriebsverordnung

(EigBetrVO Nds.) und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger

Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens und Finanzlage

der Gesellschaft zum 31. Dezember 2019 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar

bis zum 31. Dezember 2019 und

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In

allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht
den deutschen gesetzlichen Vorschriften sowie den ergänzenden landesrechtlichen

Rechnungslegungsvorschriften der Niedersächsischen Eigenbetriebsverordnung (EigBetrVO Nds.) und

stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erkläre ich, dass meine Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die

Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Ich habe meine Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB und 5§
29 ff. EigBetrVO Nds. unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen

Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Meine Verantwortung nach diesen Vorschriften

und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses

und des Lageberichts" meines Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Ich bin von dem

Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen

Vorschriften und habe meine sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen

Anforderungen erfüllt. Ich bin der Auffassung, dass die von mir erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und

geeignet sind, um als Grundlage für meine Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu

dienen.

Hinweise zur Hervorhebung von Sachverhalten

Ich mache auf die Ausführungen in den Abschnitten 2 und 6 des Lageberichts aufmerksam, in welchem

Betriebliche Umstände und Risiken im Zusammenhang mit der Anfang 2020 entstandenen Corona -Pandemie

beschrieben werden.

• Die Corona-Krise hat in vielen Bereichen enorme Auswirkungen und insoweit auch für die Gesellschaft

die bisherigen rechtlichen, sozialen und ökonomischen Rahmenbedingungen kurzfristig und erheblich

verändert. Zum Zweck der Eindämmung der Corona -Pandemie haben Behörden weitreichende

Beschränkungen festgelegt, namentlich Veranstaltungen und Begegnungen unter Menschen
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untersagt, Schließungen von Institutionen angeordnet, so dass die Gesellschaft geplante Lehr und

Projektveranstaltungen (Kurse) nicht mehr bzw. nicht im ursprünglich geplanten Umfang durchführen

kann und darüber hinaus die Dauer oder Wiederholung derartiger behördlicher Beschränkungen nicht

abzusehen ist.

• In diesen Phasen können keine oder nur verringerte Kurserlöse erzielt werden, während Fixkosten

nicht beeinflusst werden können. Daneben bleibt abzuwarten, wie nach Auslaufen der

Beschränkungen die Teilnehmerzahlen reagieren.
• Als zwingende Reaktion zu den erteilten Auflagen waren Kurse abzusagen oder auszusetzen, auch

Erstattungen für Kursgebühren zu veranlassen. Da die Kurse auf Semester angelegt und zeitlich und

räumlich geplant werden, fällt ein Großteil des Semesters aus. In der weiteren Reaktion wurde das

Kursgeschäft, soweit praktikabel, in digitale Formen transformiert. In der ersten Phase der Öffnung
können Präsenzveranstaltungen voraussichtlich nur unter strengen Auflagen zu Hygiene und Abstand

stattfinden können, was geringere Teilnehmerzahlen bedingt.

• Die Gesellschaft hat in Reaktion auf diese Situation mit dem Betriebsrat über eine

Betriebsvereinbarung Kurzarbeit angeordnet und die staatlichen Mittel für Kurzarbeit beantragt, um

eine teilweise Kompensation der Personalkosten und insoweit auch eine finanzielle Kompensation der

Einnahmeverluste zu erreichen.

• Der Fortbestand der Gesellschaft wird gefährdet, soweit keine ausreichenden finanziellen

Zuschussmittel oder öffentlichen Kompensationen für unabwendbare Ausgaben in den Phasen eines

Einnahmeausfalls für den Geschäftsbetrieb (z.B. Kurzarbeit) bereitstehen. Sollte die Corona -Pandemie

längerfristig die Ertragslage der Gesellschaft negativ beeinflussen, kommt es zu einer wesentlichen

Entwicklungsbeeinträchtigung oder Bestandsgefährdung des Unternehmens, da gemäß den

Wirtschaftsplänen ab 2020 fortgesetzt mit Verlusten zu rechnen ist. Ein Verbrauch von

Gewinnvorträgen bedeutet nicht nur einen Rückgang der Eigenkapitalquote, es wird auch die

Finanzierung des Geschäfts (Vorfinanzierung der Drittmittelprojekte) und damit die Liquiditätslage

nachteilig beeinflusst.

Ich mache darüber hinaus aufmerksam auf die Ausführungen in den Abschnitten 2,6 und 8 des Lageberichts

aufmerksam, die auf die Anmietsituation der für den geplanten Geschäftsumfang benötigten Räumlichkeiten

hinweisen.

• Die Gesellschaft mietet aktuell am Standort Göttingen die Käthe-Kollwitz-Schule als Ersatz für die

zuvor genutzte Hans-Christian-Andersen-Schule an, das Mietverhältnis ist bis August 2021 befristet.

• Die Verfügbarkeit geeigneter Räume für Personal und Unterricht ist am Standort Göttingen objektiv
sehr begrenzt, denn seit bekanntwerden der beabsichtigten Kündigung der bis Sommer 2019

genutzten Hans-Christian-Andersen-Schule wurden verschiedene Optionen geprüft. Die Gesellschaft

befindet sich mit den Gesellschaftern in permanenter Abstimmung, eine Dauerlösung konnte noch

nicht herbeigeführt werden. Der zeitliche Vorlauf für Projekte, Kursplanungen und die

Bedürfnisstruktur des Teilnehmerpublikums müssen bei dieser strategischen Fragestellung beachtet

werden, daneben sind finanzwirtschaftliche Parameter in die Entscheidungsfindung einzubeziehen. Ein

dauerhafter Anstieg der Mietkosten ist absehbar.

• Der Fortbestand der Gesellschaft wird gefährdet soweit für den geplanten Geschäftsumfang benötigte

Räumlichkeiten nicht zur Verfügung stehen. Sollten die Unsicherheiten nicht rechtzeitig vor Ende des

Mietverhältnisses der Käthe-Kollwitz-Schule (August 2021) beseitigt sein, kommt es zu einer

wesentlichen Entwicklungsbeeinträchtigung oder Bestandsgefährdung des Unternehmens.

Meine Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht sind diesbezüglich nicht modifiziert.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für den Jahresabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deutschen für

Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften sowie den ergänzenden landesrechtlichen

Rechnungslegungsvorschriften der Niedersächsischen Eigenbetriebsverordnung (EigBetrVO Nds.) in allen

wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen

Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der

Vermögens-, Finanz und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter

verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen

ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu

ermöglichen, der frei von wesentlichen — beabsichtigten oder unbeabsichtigten — falschen Darstellungen ist.
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Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit

der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die

Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern

einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des

Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht

tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter

verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der

Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den

deutschen gesetzlichen Vorschriften sowie den ergänzenden landesrechtlichen Rechnungslegungsvorschriften

der Niedersächsischen Eigenbetriebsverordnung (EigBetrVO Nds.) entspricht und die Chancen und Risiken der

zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die

Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines

Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften sowie den

ergänzenden landesrechtlichen Rechnungslegungsvorschriften der Niedersächsischen Eigenbetriebsverordnung

(EigBetrVO Nds.) zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht

erbringen zu können.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses der Gesellschaft zur

Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts
Meine Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von

wesentlichen — beabsichtigten oder unbeabsichtigten — falschen Darstellungen ist, und ob der Lagebericht

insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen

mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den

deutschen gesetzlichen sowie den ergänzenden landesrechtlichen Rechnungslegungsvorschriften der

Niedersächsischen Eigenbetriebsverordnung (EigBetrVO Nds.) entspricht und die Chancen und Risiken der

zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der meine

Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. Hinreichende Sicherheit ist ein hohes

Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit 5 317 HGB und §§ 29 ff.

EigBetrVO Nds. unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen

Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung

stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als

wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die

auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von

Adressaten beeinflussen. Während der Prüfung übe ich pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahre eine

kritische Grundhaltung. Darüber hinaus

• identifiziere und beurteile ich die Risiken wesentlicher — beabsichtigter oder unbeabsichtigter —

falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, plane und führe Prüfungshandlungen

als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlange Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet
sind, um als Grundlage für meine Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche

Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße

betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende

Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können.

• gewinne ich ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten internen

Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen,

um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch
nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der Gesellschaft abzugeben.

• beurteile ich die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern

dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben.

• ziehe ich Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern

angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf

der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang

mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der

Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls ich zu dem Schluss

komme, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, bin ich verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf

die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls
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diese Angaben unangemessen sind, mein jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Ich ziehe meine

Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum meines Bestätigungsvermerks erlangten

Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die

Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann.

• beurteile ich die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich

der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so

darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger

Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz und

Ertragslage der Gesellschaft vermittelt.

• beurteile ich den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung und

das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Unternehmens.

• führe ich Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten

zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter
Prüfungsnachweise vollziehe ich dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von den

gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteile die

sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges

Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen

gebe ich nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse

wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen.

Ich erörtere mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang und die

Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im internen

Kontrollsystem, die ich während meiner Prüfung feststelle."

Schlussbemerkung

Den vorstehenden Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts für das Geschäftsjahr
2019 der VHS Göttingen Osterode gGmbH, Göttingen, erstatte ich in Übereinstimmung mit den gesetzlichen
Vorschriften und den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Berichterstattung bei Abschlussprüfungen

(Prüfungsstandard des Instituts der Wirtschaftsprüfer IDW PS 450).
Eine Verwendung [des im Abschnitt B] wiedergegebenen Bestätigungsvermerks außerhalb dieses

Prüfungsberichts bedarf meiner vorherigen Zustimmung. Bei Veröffentlichungen oder Weitergabe des

Jahresabschlusses und/oder des Lageberichts in einer von der bestätigten Fassung abweichenden Form bedarf

es zuvor meiner erneuten Stellungnahme, sofern hierbei mein Bestätigungsvermerk zitiert oder auf meine

Prüfung hingewiesen wird; auf § 328 HGB wird verwiesen.

Göttingen, 21. Mai 2019

HSBM Göttingen GmbH

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

gez. Robert Menzel

Wirtschaftsprüfer

Der Kreisausschuss des Landkreises Göttingen hat in der Sitzung am 07.07.2019 beschlossen:

Die Vertreter*innen des Landkreises Göttingen in der Gesellschafterversammlung der Kreisvolkshochschule

Südniedersachsen gGmbH werden angewiesen, den Geschäftsführer Herrn Dr. Peter Staufenbiel anzuweisen, in

der Gesellschafterversammlung der Volkshochschule Göttingen Osterode gGmbH folgenden Beschlüsse

zuzustimmen:

1. Der Jahresabschluss der Volkshochschule Göttingen Osterode gGmbH für das Wirtschaftsjahr 2019 wird mit

einer Bilanzsumme in Höhe von 1.722.423,57 Euro und einem Jahresfehlbetrag in Höhe von 60.188,93 Euro

festgestellt.

2. Der Jahresfehlbetrag wird auf neue Rechnung vorgetragen.
3. Dem Geschäftsführer Herrn Rüdiger Rohrig (ab 01.04.2019) wird für das Geschäftsjahr 2019 Entlastung

erteilt.

4. Dem Aufsichtsrat wird für das Geschäftsjahr 2019 Entlastung erteilt.
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5. Die HSBM Göttingen GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Geismar Landstraße 13, 37083 Göttingen, wird

zum Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2020 gewählt.

Das Rechnungsprüfungsamt des Landkreises Göttingen hält ergänzende Bemerkungen i.S. des § 34

Eigenbetriebsverordnung (i.d.F. vom 12.07.2018) nicht für erforderlich.

Dieser Bestätigungsvermerk wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Der Jahresabschluss und Lagebericht

sind vom 07.01.2021 bis 20.01.2021 während der üblichen Öffnungszeiten beim Landkreis Göttingen,

Herzberger Straße 5, 37520 Osterode am Harz, Fachbereich Finanzen, Zimmer A 2.04 einzusehen.
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Landkreis Göttingen
Untere Naturschutzbehörde

70 11 07 10 372

Verordnung

über das Landschaftsschutzgebiet

„Fulda zwischen Wahnhausen und Bonaforth"

für die Stadt Hann. Münden und die Gemeinde Staufenberg im Landkreis Göttin-

gen

vom 27.04.2021

Aufgrund der §§ 20 Abs. 2 Nr. 4, 22 Abs.1 und 2, 26 und 32 Abs.2 und 3 Bun-

desnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29.07.2009 (BGBI. I S. 2542), das zuletzt

durch Artikel 5 des Gesetzes vom 25.02.2021 (BGBI. I S.306) geändert worden

ist, i.V.m. den §§ 14, 15, 19, 32 Abs.1 Nds. Ausführungsgesetz zum Bundesnatur-

schutzgesetz (NAGBNatSchG) vom 19.02.2010 (Nds. GVBI. S. 104), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11.11.2020 (Nds. GVBI. S.451), wird

verordnet:

§ 1

Landschaftsschutzgebiet

(1) Das in den Abs. 2 und 3 dargestellte Gebiet wird zum Landschaftsschutzgebiet

(LSG) „Fulda zwischen Wahnhausen und Bonaforth" erklärt.

(2) Das LSG liegt in den naturräumlichen Einheiten „Westhessische Senke" und

„Weserdurchbruchstal Mündener Fulda-Werra-Talung". Es befindet sich in der
Stadt Hann. Münden und der Gemeinde Staufenberg.

(3) Die Lage des LSG ist aus der mitveröffentlichten Übersichtskarte im Maßstab

1:25.000 (Anlage 1) zu entnehmen, die Grenze des LSG ergibt sich aus den
maßgeblichen Karten im Maßstab 1:10.000 (Anlage 2). Der tatsächliche
Grenzverlauf der dargestellten Flächen befindet sich in der Mitte der verwand-

ten Symbole. Die Karten sind Bestandteil der Verordnung. Sie können von je-
der Person während der Dienststunden beim Landkreis Göttingen untere Na-

turschutzbehörde und bei der Stadt Hann. Münden und der Gemeinde Stau-
fenberg unentgeltlich eingesehen werden.

(4) Das LSG ist identisch mit dem Fauna-Flora-Habitat-(FFH-)Gebiet 372 „Fulda
zwischen Wahnhausen und Bonaforth" (4523-331), gemäß der Richtlinie
92/43/EWG (FFH-Richtlinie) des Rates vom 21.05.1992 zur Erhaltung der na-

türlichen Lebensräume sowie der wild lebenden Tiere und Pflanzen (ABI. EG
Nr. L 206 S.7), zuletzt geändert durch Richtlinie 2013/17/EU des Rates vom

13.05.2013 (ABI. EU Nr. L 158 S.193).

(5) Das LSG hat eine Größe von ca. 107 ha.
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§ 2

Gebietscharakter

Das Landschaftsschutzgebiet umfasst einen Abschnitt des Unterlaufes der Fulda

und deren Aue zwischen Wahnhausen und Bonaforth, bevor sich Fulda und Werra

zur Weser vereinigen.
Aufgrund der verbreiteten kleinparzelligen und extensiven Nutzung wird die Fulda-
aue durch überwiegend gut entwickelte Grünlandflächen mit diversen Feuchte-

und Nährstoffgraden charakterisiert. Die Flachland-Mähwiesen sind von besonde-
rer Bedeutung als Lebensraum für den Dunklen Wiesenknopf-Ameisenbläuling

(Maculinea nausithous), von dem eine kleine Population in der Fuldaaue und rand-
lich hiervon vorkommt. Raupenfutterpflanze ist der im Schutzgebiet verbreitete

Große Wiesenknopf (Sanguisorba officinalis), dessen Vorkommen eine essentielle
Grundlage für die langfristige Erhaltung der Schmetterlingspopulation bildet.

Unmittelbar entlang des Gewässerverlaufs der Fulda und deren Altarmen kommen

überwiegend als lineare Bestände entwickelte Erlen-Eschenauenwälder und Wei-

denauenwälder vor, die sich mit Uferstaudenfluren sowie von Weiden gebildeten
Einzelgehölzen, Baumreihen und Gebüsch abwechseln.

Neben den bedeutsamen Vorkommen von mageren Flachland-Mähwiesen, feuch-

ten Hochstaudenfluren, VVeichholzauenwäldern sowie der Schmetterlingsart
Dunkler Wiesenknopf-Ameisenbläuling, liegt die Bedeutung des Schutzgebietes in

einer Ergänzung des hessischen FFH-Gebietes „Fulda ab VVahnhausen", das
dazu dient die Repräsentanz der Groppe (Cottus gobio) im Naturraum „Weser-
und Weser-Leine-Bergland" zu verbessern.

§ 3

Schutzzweck

(1) Allgemeiner Schutzzweck für das LSG ist nach Maßgabe der §§ 26 Abs.1 und
32 Abs.3 BNatSchG i.V.m. § 19 NAGBNatSchG

1. die Erhaltung, Entwicklung und die Wiederherstellung der Leistungs und
Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts und nachhaltigen Nutzungsfähigkeit
der Naturgüter, einschließlich des Schutzes von Lebensstätten und Lebens-
räumen bestimmter wildlebender Tier und Pflanzenarten,

2. der Erhalt der Vielfalt, Eigenart und Schönheit der Landschaft, auch hinsicht-
lich ihrer Bedeutung für die Erholung.

(2) Besonderer Schutzzweck für das LSG ist die Erhaltung, Entwicklung und Wie-

derherstellung

1. des Landschaftsschutzgebietes in seiner besonderen Ausprägung und mit
seinen in § 2 beschriebenen Biotopstrukturen für die an diese Standortver-
hältnisse gebundenen Lebensgemeinschaften und die darin lebenden, in ih-
rem Bestand zum Teil gefährdeten Pflanzen und Tierarten,

2. von der Fulda und ihren von Grünland und Auwald geprägten Auen, die das
Landschaftsbild beleben und gliedern sowie als Lebensstätten der dazuge-
hörigen Tier und Pflanzenwelt dienen, insbesondere mit Funktion als Le
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bensraum des Bibers (Castor fiber) sowie als Nahrungshabitat für Fleder-

maus und Brutvogelarten, wie z.B. Großer Abendsegler (Nyctalus noctula),
Zwergfledermaus (Pipistrellus pipistrellus), Wasserfledermaus (Myotis
daubentonii) und Neuntöter (Lan/us co/Juno),

3. der ökologischen Durchgängigkeit der Fulda sowie die Verbesserung der

Gewässerstruktur, insbesondere mit Bedeutung als Lebensraum für die
Groppe (Cottus gobio) sowie für die gesamte weitere aquatische Tierwelt,

beispielsweise für weitere charakteristische Fischarten und für den Biber

(Castor fiber),

4. von Feucht und Nassgrünland von geringer Nutzungsintensität sowie von

artenreichem mesophilem Grünland,

5. von Feldgehölzen, Hecken und Gebüschen heimischer Arten, von Uferstau-
denfluren und Waldrändern,

6. von Einzelbäumen, Baumgruppen und Baumreihen, insbesondere als Le-

bensstätten für Höhlenbewohner und Greifvögel,

7. von Weg und Ackerrainen, mit den dazugehörigen Tier und Pflanzenarten,

8. von besonderen Bodentypen, die flachgründig, nährstoffarm oder durch
Staunässe beeinflusst sind,

9. von Sümpfen, Kleingewässern und Quell und Hartholzauwäldern.

(3) Die Fläche des LSG gemäß § 1 Abs. 4 ist Teil des kohärenten europäischen
ökologischen Netzes „Natura 2000"; die Unterschutzstellung des FFH-Gebie-
tes 372 „Fulda zwischen Wahnhausen und Bonaforth" trägt dazu bei, den güns-
tigen Erhaltungszustand der maßgeblichen Lebensraumtypen und Arten im

FEH-Gebiet 372 insgesamt zu erhalten oder wiederherzustellen.

(4) Erhaltungsziele des FFH-Gebietes im LSG sind die Erhaltung und Wiederher-

stellung günstiger Erhaltungszustände

1. insbesondere des prioritären Lebensraumtyps (Anhang I der FFH Richtli-

nie)

a) Auenwälder mit Erle, Esche, Weide (LRT 91E0*) als naturnahe, strukturrei-
che, feuchte bis nasse Erlen-, Eschen und Weidenauwälder an der Fulda
und deren Altarmen mit natürlichem Relief und intakter Bodenstruktur. Die

Bestände weisen verschiedene Entwicklungsphasen in mosaikartiger Ver-

zahnung sowie einen naturnahen Wasserhaushalt mit periodischen Über-
flutungen auf und sind aus lebensraumtypischen Baumarten wie

Schwarzerle (Alnus glutinosa), Esche (Fraxinus excelsior), Fahl-Weide (Sa-
lix xrubens) und Silber-Weide (Salix alba) zusammengesetzt. Ein über-
durchschnittlich hoher Alt und Totholzanteil, Höhlen und sonstige Habitat-

bäume sowie auentypische Habitatstrukturen (wie Tümpel, Senken und

Verlichtungen) sind von besonderer Bedeutung für die Artenvielfalt. Die
charakteristischen Tier und Pflanzenarten, wie z.B. Bitteres Schaumkraut

(Cardamine amara), Winkel-Segge (Carex remota), Rohrglanzgras (Phala-
ris arundinacea) und Hain-Sternmiere (Ste//aria nemorum) und der Biber
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(Castor fiber) und Eisvogel (Alcedo Atthis) kommen in stabilen Populationen
vor.

2. insbesondere der übrigen Lebensraumtypen (Anhang I der FEH Richtlinie)

a) Natürliche und naturnahe nährstoffreiche Stillgewässer mit Laichkraut oder

Froschbiss-Gesellschaften (LRT 3150) als naturnahe nährstoffreiche Still-

gewässer mit klarem bis leicht getrübtem Wasser sowie gut entwickelter
Wasser und Verlandungsvegetation, u.a. mit Vorkommen submerser
Großlaichkraut-Gesellschaften und/oder Froschbiss -Gesellschaften. Die

charakteristischen Tier und Pflanzenarten, wie z.B. Kleine Wasserlinse

(Lemna minor) und Vielwurzelige Teichlinse (Spirodela polyrhiza), kommen

in stabilen Populationen vor.

b) Feuchte Hochstaudenfluren (LRT 6430) als artenreiche Hochstaudenfluren
auf mäßig nährstoffreichen, feuchten bis nassen Standorten naturnaher
Ufer und Waldränder, die zumindest keine dominierenden Anteile von Nit-

rophyten und Neophyten aufweisen. Die charakteristischen Tier und Pflan-

zenarten kommen in stabilen Populationen vor. Zu den charakteristischen
Tier und Pflanzenarten gehören z.B. Wald-Engelwurz (Angelica sylvestris),
Gewöhnliche Zaunwinde (Calystegia sepium), Krause Distel (Carduus cris-

pus), Knolliger Kälberkropf (Chaerophyllum bulbosum), Europäische Seide

(Cuscuta europaea), Wasserdost (Eupatorium cannabinum), Großer Wie-

senknopf (Sanuisorba officinalis) und Dunkler Wiesenknopf-Ameisenbläu-
ling (Maculinea nausithous).

c) Magere Flachland -Mähwiesen (LRT 6510) als artenreiche, nicht oder wenig

gedüngte Mähwiesen bzw. wiesenartige Extensivweiden auf von Natur aus

mäßig feuchten bis mäßig trockenen Standorten mit natürlichem Relief in

landschaftstypischer Standortabfolge, vielfach im Komplex mit Feuchtgrün-
land sowie mit landschaftstypischen Gehölzen. Die charakteristischen Tier-

und Pflanzenarten kommen in stabilen Populationen vor. Zu den charakte-
ristischen Pflanzenarten gehören z.B. Wiesen-Glockenblume (Campanula
patula), Wiesen -Storchschnabel (Geranium pratense), Sumpf-Hornklee

(Lotus pedunculatus), Scharfer Hahnenfuß (Ranunculus acris), Großer
Wiesen knopf (Sanguisorba officinalis), Körnchen-Steinbrech (Saxifraga
granulata) und Kuckucks-Lichtnelke (Silene flos-cuculi) sowie als charakte-
ristische Tierart der Dunkle Wiesenknopf-Ameisenbläuling (Maculinea nau-

sithous).

3. insbesondere der übrigen Tierarten (Anhang II der FFH — Richtlinie)

a) Groppe (oder Koppe, Cottus gobio). Erhaltung und Wiederherstellung einer

vitalen, langfristig überlebensfähigen Population in naturnahen, durchgän-

gigen, gehölzbestandenen, sauerstoffreichen, sauberen und lebhaft strö-
menden Fließgewässern, mit einer reich strukturierten Sohle und einem ho-

hen Anteil an Hartsubstraten (Kiese, Steine, Totholz), und von in ihren Stan-
dorteigenschaften durch die Art der Nutzung wenig beeinflussten Gewäs-
serrandstreifen. Entwicklung und Erhaltung vernetzter Teillebensräume, die
den Austausch von Individuen innerhalb der Gewässerläufe sowie zwi-
schen Haupt und Nebengewässern ohne zusätzliche Mortalität ermögli-
chen,
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b) Dunkler Wiesenknopf-Ameisenbläuling (Maculinea nausithous). Erhaltung
und Wiederherstellung einer vitalen, langfristig überlebensfähigen Popula-
tion auf frischen bis feuchten, offenen Standorten mit geringer Störungsin-
tensität (junge Brachen, ein bis zweischürige Wiesen, extensive Weiden,

Hochstaudensäume) mit gut entwickelten Beständen des Großen Wiesen-

knopfs (Sanguisorba officinalis) und Kolonien der Rotgelben Knotenameise

(Myrmica rubra).

(5) Die Umsetzung der vorgenannten Erhaltungsziele insbesondere auf land und
forstwirtschaftlichen Flächen sowie von Pflege und Entwicklungsmaßnahmen
kann aufbauend auf die nachfolgenden Schutzbestimmungen auch durch An-

gebote des Vertragsnaturschutzes unterstützt werden.

§ 4

Verbote

(1) Gemäß § 26 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG sind unter besonderer Beachtung des §
5 Absatz 1 BNatSchG alle Handlungen verboten, die den Charakter des Ge-
bietes verändern oder dem besonderen Schutzzweck zuwiderlaufen. Soweit §
5 und § 6 keine anderen Regelungen enthalten, sind insbesondere folgende
Handlungen verboten:

1. Veränderungen oder Störungen, die zu einer erheblichen Beeinträchtigung

des FFH-Gebietes in seinen für die Erhaltungsziele oder den Schutzzwe-
cken maßgeblichen Bestandteilen führen können,

2. wildlebende Tiere oder die Ruhe der Natur durch Lärm oder auf andere

Weise zu stören,

3. außerhalb öffentlicher Straßen, Wege und Plätze mit Kraftfahrzeugen jegli-
cher Art zu fahren oder diese abzustellen,

4. mit Fahrrädern abseits von Wegen und Straßen zu fahren,

5. Fluggeräte aller Art einschl. Modellfluggeräte zu betreiben sowie Start und

Landeplätze anzulegen, der Einsatz von Fluggeräten für landwirtschaftliche,

jagdliche oder forstliche Zwecke bleibt unberührt,

6. Veränderungen der gewässerbegleitenden Gehölzbestände, die zu einer
Zerstörung oder sonstigen erheblichen Beeinträchtigung führen können,
ohne Zustimmung der zuständigen Naturschutzbehörde,

7. wesentliche Veränderungen von Gewässern, Uferstaudenfluren und Feucht-

flächen aller Art ohne Zustimmung der zuständigen Naturschutzbehörde,

8. Ausbringung und Ansiedlung gebietsfremder oder invasiver Arten,

9. gentechnisch veränderte Organismen einzubringen,

10. die Oberflächengestalt insbesondere durch Aufschüttungen, Abgrabungen
und Bodenauffüllungen zu verändern,
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11. Hunde frei laufen zu lassen,

12. an anderen, als an den hierfür bestimmten Plätzen zu lagern oder zu zelten,
sowie unbefugt Feuer anzumachen.

(2) Die Verbote in Abs. 1 gelten nicht für:

1. die Unterhaltung der Fulda als Bundeswasserstraße nach Maßgabe des
Bundeswasserstraßengesetzes sowie nach Maßgabe des Wasserhaus-

haltsgesetzes (WHG) und des Niedersächsischen Wassergesetzes (NWG)
unter Berücksichtigung des Gebietscharakters gemäß § 2 und der Schutz-
zwecke gemäß § 3 sowie des Maßnahmen und Managementplans,

2. das Befahren der Fulda mit Wasserfahrzeugen nach Maßgabe des Bun-

deswasserstraßengesetzes.

(3) Die zuständige Naturschutzbehörde kann bei den in Absatz 1 Nr. 6 und 7 ge-
nannten Fällen zur Erteilung ihrer Zustimmung Regelungen zu Zeitpunkt, Ort
und Ausführungsweise treffen, die geeignet sind, Beeinträchtigungen, Gefähr-
dungen oder eine nachhaltige Störung des LSG, einzelner seiner Bestandteile
oder seines Schutzzwecks entgegenzuwirken.

(4) Weitergehende Verbote nach anderen naturschutzrechtlichen Bestimmungen
bleiben unberührt.

(5) Von den in Abs. 1 genannten Verboten kann der Landkreis Göttingen als untere

Naturschutzbehörde gem. § 67 BNatSchG i.V.m. § 41 NAGBNatSchG Befrei-

ung gewähren.

§ 5

Erlaubnisvorbehalt

(1) Im Landschaftsschutzgebiet bedarf es der vorherigen Erlaubnis:

1. Waldränder zu beseitigen oder zu verändern,

2. Flurgehölze aller Art, wie Hecken und Gebüsche heimischer Arten und au-

ßerhalb des Waldes stehende Bäume zu beseitigen oder wesentlich zu ver-

ändern; sofern diese bereits als Biotope gemäß § 30 BNatSchG geschützt
sind, wird keine Erlaubnis gewährt; hiervon ausgenommen sind gewässer-
begleitende Gehölzbestände gemäß § 4 Abs.1 Nr.6,

3. Weihnachtsbaumkulturen anzulegen,

4. Aufforstungen von bisher nicht als Wald genutzten Flächen,

5. bauliche Anlagen aller Art sowie ober und unterirdische Leitungen aller Art
zu errichten oder äußerlich zu verändern,
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6. Veranstaltungen aller Art, wie z.B. Crossläufe, MTB-Rennen oder kommer-

zielle Veranstaltungen, soweit vorhandene Wege, Pfade und Plätze dabei
verlassen werden und keine Freistellungen nach § 6 Abs.6 Nr.4 vorliegen,
durchzuführen,

7. Geocaching — Punkte zu setzen.

(2) Die Erlaubnis nach Abs. 1 wird erteilt, wenn der in § 2 beschriebene Gebiets-
charakter durch die Maßnahme nicht verändert wird oder die Maßnahme dem
besonderen Schutzzweck gemäß § 3 Abs. 2-4 nicht zuwiderläuft. Die Erteilung
der Erlaubnis kann mit Regelungen zu Zeitpunkt, Ort und Ausführungsweise
versehen werden.

§ 6

Freistellungen

(1) Freigestellt ist die ordnungsgemäße Forstwirtschaft im Wald im Sinne des § 5
Abs. 3 BNatSchG und des § 11 NWaldLG einschließlich der Errichtung und
Unterhaltung von Zäunen und Gattern und der Nutzung und Unterhaltung von

sonst erforderlichen Anlagen nach folgenden Vorgaben:

1. Auf allen Waldflächen mit wertbestimmenden FFH-Lebensraumtyp, soweit

a) ein Kahlschlag unterbleibt und die Holzentnahme nur einzelstamm-
weise oder durch Femel oder Lochhieb vollzogen wird,

b) auf befahrungsempfindlichen Standorten und in Altholzbeständen die

Feinerschließungslinien einen Mindestabstand der Gassenmitten von

40 Metern zueinander haben,

c) eine Befahrung außerhalb von Wegen und Feinerschließungslinien
unterbleibt, ausgenommen sind Maßnahmen zur Vorbereitung der

Verjüngung,

d) in Altholzbeständen die Holzentnahme und die Pflege in der Zeit vom

01. März bis 31. August nur mit Zustimmung der unteren Naturschutz-

behörde erfolgt; dies gilt nicht für den Abtransport von befestigten We-

gen,

e) eine Düngung unterbleibt,

f) eine Bodenbearbeitung unterbleibt, wenn diese nicht mindestens ei-
nen Monat vorher der unteren Naturschutzbehörde angezeigt worden
ist; ausgenommen ist eine zur Einleitung einer natürlichen Verjüngung
erforderliche plätzeweise Bodenverwundung,

g) eine Bodenschutzkalkung unterbleibt, wenn diese nicht mindestens ei-

nen Monat vorher der unteren Naturschutzbehörde angezeigt worden
ist,
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h) ein flächiger Einsatz von Herbiziden und Fungiziden vollständig unter-

bleibt und ein flächiger Einsatz von sonstigen Pflanzenschutzmitteln
dann unterbleibt, wenn dieser nicht mindestens zehn Werktage vorher
der unteren Naturschutzbehörde angezeigt worden ist oder diese dem
Einsatz zustimmt und eine erhebliche Beeinträchtigung i. S. des § 33
Abs. 1 Satz 1 und des § 34 Abs. 1 BNatSchG nachvollziehbar belegt

ausgeschlossen ist,

i) eine Instandsetzung von Wegen unterbleibt, wenn diese nicht mindes-
tens einen Monat vorher der unteren Naturschutzbehörde angezeigt
worden ist; freigestellt bleibt die Wegeunterhaltung einschließlich des
Einbaus von nicht mehr als 100 kg kalkfreiem Material pro Quadrat-
meter,

ein Neu oder Ausbau von Wegen nur mit Zustimmung der unteren

Naturschutzbehörde erfolgt,

k) auf Flächen des LRT 91E0 eine Entwässerungsmaßnahme nur mit

Zustimmung der unteren Naturschutzbehörde erfolgt.

2. Zusätzlich zu Nr. 1 auf Waldflächen mit dem wertbestimmenden Lebens-

raumtyp 91E0, der einen Gesamterhaltungszustand „B/C" aufweist, soweit

a) beim Holzeinschlag und bei der Pflege

aa. ein Altholzanteil von mindestens 20% der Lebensraumtypfläche
der jeweiligen Eigentümerin oder des jeweiligen Eigentümers er-

halten bleibt oder entwickelt wird,

bb. je vollem Hektar der Lebensraumtypfläche der jeweiligen Eigen-
tümerin oder des jeweiligen Eigentümers mindestens drei lebende
Altholzbäume dauerhaft als Habitatbäume markiert und bis zum

natürlichen Zerfall belassen oder bei Fehlen von Altholzbäumen
auf 5 % der Lebensraumtypfläche der jeweiligen Eigentümerin o-

der des jeweiligen Eigentümers ab der dritten Durchforstung Teil-

flächen zur Entwicklung von Habitatbäumen dauerhaft markiert

werden (Habitatbaumanwärter); artenschutzrechtliche Regelun-

gen zum Schutz von Horst und Habitatbäumen bleiben unbe-

rührt,

cc. je vollem Hektar Lebensraumtypfläche der jeweiligen Eigentüme-
rin oder des jeweiligen Eigentümers mindestens zwei Stück ste-

hendes oder liegendes starkes Totholz bis zum natürlichen Zerfall

belassen werden,

dd. auf mindestens 80 % der Lebensraumtypfläche der jeweiligen Ei-

gentümerin oder des jeweiligen Eigentümers lebensraumtypische
Baumarten erhalten bleiben oder entwickelt werden,

b) bei künstlicher Verjüngung des LRT 91E0 ausschließlich lebensraumty-

pische Baumarten und dabei auf mindestens 80 % der Verjüngungsflä-
che lebensraumtypische Hauptbaumarten,
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(3)

3. Die maßgeblichen Mindestvorgaben zu dem Altholzanteil, der Anzahl der
Habitatbäume, dem Totholzanteil sowie dem Anteil lebensraumtypischer
Baumarten gemäß Nr.2 müssen dauerhaft auf der jeweiligen Lebensraum-

typfläche der jeweiligen Eigentümerin oder des jeweiligen Eigentümers

vorgehalten werden. Dabei kann die konkrete Lage der Waldbereiche, die
der Erfüllung der Vorgaben für einen Lebensraumtyp dienen, innerhalb der

Lebensraumtypfläche der jeweiligen Eigentümerin oder des jeweiligen Ei-

gentümers frei gewählt werden und im Laufe der Zeit variieren. Diese Be-

reiche können auch konzentriert in einer Teilfläche des jeweiligen Lebens-

raumtyps vorgehalten werden (Poolbildung).

(2) Freigestellt ist die natur und landschaftsverträgliche landwirtschaftliche Bo-

dennutzung nach guter fachlicher Praxis gemäß § 5 Abs. 2 BNatSchG sowie
unter Beachtung folgender Vorgaben.

Auf Grünlandflächen:

1. Ohne Umwandlung oder Erneuerung von Grünland einschließlich von Suk-

zessionsflächen in Acker, Wald, Wildäcker oder andere Nutzungsformen;
zulässig bleibt die Nachsaat als Übersaat sowie eine Nachsaat als Schlitz-
saat nach Beschädigung der Grünlandnarbe durch Wild. Für Ackerflächen,
die im Rahmen des Vertragsnaturschutzes den Status Dauergrünland erhal-

ten haben, gilt diese Regelung nicht,

2. kein Zufüttern von Weidetieren während der Beweidung von Grünland; zu-

lässig bleibt das kurzzeitige Zufüttern von VVeidetieren während der Vegeta-
tionsperiode,

3. keine Veränderung des Bodenreliefs,

4. ohne zusätzliche Entwässerungsmaßnahmen,

5. ohne den Einsatz chemischer Pflanzenschutzmittel; die zuständige Natur

schutzbehörde kann dem Einsatz im Einzelfall zustimmen,

Freigestellt ist die ordnungsgemäße fischereiliche Nutzung unter größtmögli-
cher Schonung der natürlich vorkommenden Wasser und Schwimmblattve-

getation sowie des natürlichen Uferbewuchses.

(4) Freigestellt ist die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd einschließlich des
Aufstellens und Instandhaltens von Ansitzeinrichtungen in landschaftsange-

passter Bauweise

(5) Freigestellt ist die ordnungsgemäße Gewässerunterhaltung an und in Gewäs-
sern zweiter und dritter Ordnung durch den Gewässerunterhaltungspflichtigen
nach den Grundsätzen des Wasserhaushaltsgesetzes (VVHG) und des Nie-

dersächsischen Wassergesetzes (NWG).

(6) Darüber hinaus sind folgende Handlungen im LSG freigestellt:

1. Das regelmäßige seitliche Freischneiden von Wegen und Straßen, sofern
es sich um die fachgerechte Herstellung des Lichtraumprofils handelt so-

wie Maßnahmen im Rahmen der Verkehrssicherung.

2. Die von der zuständigen Naturschutzbehörde oder einer sonstigen Behörde
im Einvernehmen mit der zuständigen Naturschutzbehörde angeordneten,
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vertraglich vereinbarten oder geförderten Pflege-, Entwicklungs und Wie-

derherstellungsmaßnahmen sowie Maßnahmen zur Untersuchung und Kon-

trolle des Gebietes im Auftrag oder auf Anordnung der zuständigen Natur-
schutzbehörde oder mit deren vorheriger Zustimmung.

3. Keinen Einschränkungen aufgrund der §§ 4 und 5 unterliegen ferner Haus-

und Hofgrundstücke sowie Sportplätze und Schießanlagen, die im Automa-

tisierten Liegenschaftsbuch (ALB) bzw. der Automatisierten Liegenschafts-
karte (ALK) eindeutig als solche bezeichnet sind, vor Inkrafttreten dieser

Verordnung entstanden sind oder deren Bebauung rechtmäßig erfolgt.

4. Das Befahren nicht öffentlicher Straßen, Wege und Plätze durch Berechtigte
sowie das Betreten des Gebietes im Rahmen von wissenschaftlichen Unter-
suchungen und Exkursionen, durch Veranstaltungen von Schulen, Kinder-
tagesstätten und anderen pädagogischen Einrichtungen unter fachlicher

Leitung.

5. Die Nutzung, Unterhaltung und Instandsetzung der bestehenden rechtmä-

ßigen Anlagen und Einrichtungen in der bisherigen Art und im bisherigen
Umfang.

6. Abweichend von § 6 Abs.1 Nr.1 sind auch die dort genannten Maßnahmen

freigestellt, soweit der Zeitpunkt und die Dauer der Maßnahmen sowie ihre
Art der Durchführung durch einen Bewirtschaftungsplan i.S. des § 32 Abs.5

BNatSchG festgelegt sind, der von der unteren Naturschutzbehörde oder mit

deren Zustimmung erstellt worden ist.

(7) In den Absätzen1 bis 6 genannten Fällen kann eine erforderliche Zustimmung
oder ein erforderliches Einvernehmen von der Naturschutzbehörde erteilt wer-

den, wenn und soweit keine Beeinträchtigungen oder nachhaltigen Störungen
des LSG oder seiner für die Erhaltungsziele, den Gebietscharakter oder den
Schutzzweck maßgeblichen Bestandteile zu befürchten sind. Die Erteilung der

Zustimmung und des Einvernehmens kann mit Regelungen zu Zeitpunkt, Ort
und Ausführungsweise versehen werden.

(8) Weitergehende Vorschriften des § 30 BNatSchG, §§ 24, 39 NAGBNatSchG

sowie die artenschutzrechtlichen Bestimmungen des § 44 BNatSchG bleiben
unberührt.

(9) Bestehende, rechtmäßige behördliche Genehmigungen, Erlaubnisse oder

sonstige Verwaltungsakte bleiben unberührt.

§ 7

Vorhaben

Sollen in Bauleitplänen Bioenergieanlagen, Tiergehege, Radwege, Grillhütten und
kleinere Einrichtungen zur Erholung dargestellt oder festgesetzt werden, so sind

diese Darstellungen oder Festsetzungen mit dieser Landschaftsschutzgebietsver-
ordnung vereinbar, wenn der Landkreis im Aufstellungsverfahren zum Bauleitplan
erklärt, dass diese Einrichtungen an der im Bauleitplan bezeichneten Stelle dem
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Charakter und dem besonderen Schutzzweck dieser Verordnung nicht widerspre-
chen.

§ 8

Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig gem. § 43 Abs. 3 Nr. 4 NAGBNatSchG i.V.m. § 69 Abs. 7
BNatSchG handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig den Vorschriften der §§ 4 oder
5 zuwiderhandelt, ohne dass eine Befreiung oder Erlaubnis erteilt wurde. Die Ord-

nungswidrigkeit kann gem. § 43 Abs. 4 NAGBNatSchG mit einer Geldbuße geahn-
det werden.

§ 9

Aufhebung von Rechtsvorschriften

Die Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet „Weserbergland — Kaufunger
Wald" für den Flecken Adelebsen, die Samtgemeinde Dransfeld, die Stadt
Hann.Münden und die Gemeinde Staufenberg im Landkreis Göttingen vom

13.07.2005 (Amtsblatt für den Landkreis Göttingen vom 15.09.2005, Seite 423 ff.),
zuletzt geändert durch Verordnung zur Änderung der Verordnung über das Land-

schaftsschutzgebiet „Weserbergland — Kaufunger Wald" für den Flecken Adeleb-
sen, die Samtgemeinde Dransfeld, die Stadt Hann.Münden und die Gemeinde
Staufenberg im Landkreis Göttingen vom 30.10.2019 (Amtsblatt für den Landkreis
Göttingen vom 07.11.2019, Seite 1042) tritt in den Bereichen außer Kraft, die von

dieser Verordnung erfasst werden.

§ 10

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt für den
Landkreis Göttingen in Kraft.

Göttingen, 27.04.2021

gez.
Bernhard Reuter L.S.
Landrat

Die Übersichtskarte zur Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet „Fulda zwischen Wahnhausen

und Bonaforth" ist als Anlage dem Amtsblatt beigefügt. Sie ist Bestandteil dieser Bekanntmachung.
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Flecken Adelebsen Adelebsen, den 03.05.2021

Bekanntmachung

Der Rat des Flecken Adelebsen hat in seiner Sitzung am 25. März 2021 mit 18 Ja-Stimmen, 0

Nein-Stimmen und 0 Enthaltungen gemäß § 58 Abs. 1 Ziff. 9 und 10 in Verbindung mit § 129

Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes den Jahresabschluss 2017 be-
schlossen und mir die uneingeschränkte Entlastung erteilt.

Dieser Beschluss ist nach § 129 Abs. 2 NKomVG der Kommunalaufsichtsbehörde mitgeteilt

worden und wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Der Jahresabschluss 2017 des Flecken Adelebsen ohne die Forderungsübersicht sowie der um

meine Stellungnahme ergänzte Schlussbericht des Rechnungsprüfungsamtes liegt zur jeder-
manns Einsichtnahme in der Zeit vom 07. Mai 2021 bis einschließlich 17. Mai 2021 während

der Dienststunden im Rathaus des Flecken Adelebsen in Zimmer Nr. 4 aus.

Der B** 'stet pi) ELesit,e

CJ

raj, g

%Hs
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VERTRETUNGSKÖRPERSCHAFTEN
Wahlperiode 2016 2021

Sitzungsdienst

STADT BAD SACHSA Bad Sachsa, 27.04.2021

Hauptamt wk/
Az.: 10 24 03 -10

EINLADUNG

Am Montag, dem 10. Mai 2021, findet ab 19:00 Uhr eine öffentliche Ratssitzung im

Rahmen des § 182 Abs. 2 Nr. 3 NKomVG per Videokonferenztechnik statt.

Die Zugangsdaten werden Ihnen rechtzeitig vorher per E-Mail zugesandt.

Tagesordnung:

1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und der
Beschlussfähigkeit

2. Feststellung der Tagesordnung

3. Feststellung des Sitzverlustes des Ratsherrn Daniel Quade gem. § 52 Abs. 2 des
Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG)

4. Vereidigung des Bürgermeisters gem. § 81 Abs. 1 Satz 3 NKomVG

5. Verpflichtung des Ratsherrn Christoph Blanke gemäß § 60 NKomVG und
Pflichtenbelehrung gemäß § 43 i.V.m. § 54 Abs. 3 NKomVG durch den
Bürgermeister

6. Genehmigung des Protokolls über die öffentliche Ratssitzung vom 26. Oktober
2020

7. Bericht des Bürgermeisters

8. Einwohnerinnen-/Einwohnerfragestunde, welche sich auf die vorgesehene
Tagesordnung der Sitzung zu beziehen hat (Dauer: 20 Minuten)

9. Verabschiedung einer Resolution: „Kita-Qualität nachhaltig sichern"

(Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die GRÜNEN)

10. Verabschiedung einer Resolution zur Abschaffung der Beiträge für kommunale

Verkehrsanlagen (Antrag der Gruppe FDP/Aktiv)

1
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VERTRETUNGSKÖRPERSCHAFTEN
Wahlperiode 2016 2021

Sitzungsdienst

11. „Stolpersteine" (Antrag der SPD-Fraktion)

12. Einrichtung einer Stelle für ein freiwilliges ökologisches Jahr und/oder eine Stelle
nach dem ökologischen Bundesfreiwilligendienst für das Jahr 2022

(Antrag der SPD-Fraktion)

13. Annahme von Spenden, Schenkungen und ähnlichen Zuwendungen;
hier: Annahme von Zuwendungen, deren Gesamtwert die Wertgrenze von

2.000 € überschreiten

14. Sanierung und Umgestaltung der ehemaligen Lesehalle Steina;
hier: Umwidmung eines nicht in Anspruch genommen Teilbetrages aus dem

investiven Zuschuss der Stadt Bad Sachsa an den Förderverein Steina e.V.
zur Kofinanzierung der Sanierung und Umgestaltung der ehemaligen
Lesehalle Steina aus Leader-Mitteln für den Erwerb der Liegenschaft
„Lesehalle"

15. Gebührenbedarfsberechnungen für das Jahr 2019 der kostenrechnenden
Einrichtungen:

• Schmutzwasser
• Niederschlagswasser
• Straßenreinigung „Winterdienst"
• Straßenreinigung „Sommerdienst"
• Friedhöfe

16. Erlass einer Katzenschutzverordnung

17. Verabschiedung der Haushaltssatzung und des Haushaltsplans 2021 mit
mittelfristiger Ergebnis und Finanzplanung einschließlich Investitionsprogramm für

den Planungszeitraum 2020 bis 2024

18. Abschluss einer „Zielvereinbarung zur Erreichung nachhaltiger
Haushaltskonsolidierung" zwischen der Stadt Bad Sachsa, dem Landkreis
Göttingen und dem Niedersächsischen Ministerium für Inneres und Sport;
hier: a) Ermächtigung des Bürgermeisters Verhandlungen mit dem Landkreis

Göttingen und dem Niedersächsischen Ministerium für Inneres und
Sport bezüglich des Abschlusses der Zielvereinbarung zu führen.

b) Konsolidierungsmaßnahmen zur Erreichung von Bedarfszuweisungen

wegen einer außergewöhnlichen Lage gemäß § 13 NFAG in den
Bedarfszuweisungsverfahren 2019 und 2020;

c) Etablierung eines Beteiligungscontrollings.

19. Anträge und Anfragen

20. Einwohnerinnen-/Einwohnerfragestunde (Dauer: 20 Minuten)

2
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VERTRETUNGSKÖRPERSCHAFTEN
Wahlperiode 2016 2021

Sltzungsdlenst

Interessierte Einwohnerinnen können als Zuhörerinnen auf auch diesem Wege an der
Sitzung teilnehmen. Die erforderlichen Zugangsdaten können unter

jana.grundmannebad-sachsa.de angefordert werden. Die Zahl der Teilnehmenden muss

ggf. begrenzt werden.

Der Bürgermeister

gez. Quade

RatE10052021

3
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Haushaltssatzung der Gemeinde Bühren
für die Haushaltsjahre 2021 und 2022

Aufgrund der §§ 14, 58 und 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat der

Gemeinde Bühren in der Sitzung am 18.02.2021 folgende Haushaltssatzung beschlossen:

§ 1

Der Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2021 und 2022 wird

Haushaltsjahr Haushaltsjahr
2021 2022

1. im Ergebnishaushalt
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

1.1 der ordentlichen Erträge auf 428.800 Euro 434.400 Euro

1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 448.100 Euro 444.300 Euro

1.3 der außerordentlichen Erträge auf 0 Euro 0 Euro

1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf 0 Euro 0 Euro

2. im Finanzhaushalt Haushaltsjahr Haushaltsjahr
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 2021 2022

2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 408.800 Euro 414.100 Euro

2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 423.400 Euro 419.400 Euro

2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit 13.700 Euro 700 Euro

2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit 14.500 Euro 1.500 Euro

2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 63.700 Euro 0 Euro

2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 66.100 Euro 8.000 Euro

festgesetzt.

Nachrichtlich: Gesamtbetrag
der Einzahlungen des Finanzhaushaltes 486.200 Euro 414.800 Euro

der Auszahlungen des Finanzhaushaltes 504.000 Euro 428.900 Euro

§ 2

Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden im Jahr 2021 und 2022 nicht

veranschlagt.
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§ 3

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.

§ 4

Der Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch

genommen werden dürfen, wird
für das Haushaltsjahr 2021 auf 68.000 Euro

und für das Haushaltsjahr 2022 auf 68.000 Euro festgesetzt.

§ 5

Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern sind durch eine besondere Hebesatzsatzung wie folgt

festgesetzt:

1. Grundsteuer

1.1 für die land und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A)

1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B)

2. Gewerbesteuer

§ 6

2021 2022

405 v.H. 405 v.H.

405 v.H. 405 v.H.

390 v.H. 390 v.H.

Als unerhebliche überplanmäßige Aufwendungen/Auszahlungen im Sinne des § 117 NKomVG gelten
Überschreitungen bis zu 30 %, höchstens jedoch bis zu 5.000 € des jeweiligen Haushaltsansatzes und der zur

Verfügung stehenden Haushaltsreste. Unbeschadet der vorstehenden Regelung gelten Überschreitungen bis zu

1.500 € als unerheblich. Weiterhin wird festgesetzt, dass Beträge bis zu 1.500 € als unerhebliche

außerplanmäßige Aufwendungen/Auszahlungen anzusehen sind.

§ 7

Die Wertgrenze für Investitionen von erheblicher finanzieller Bedeutung im Sinne des § 12 KomHKVO (Pflicht zur

Erstellung von Wirtschaftlichkeitsberechnungen) wird festgelegt bei

Baumaßnahmen auf
und Beschaffung von (im)materiellen Vermögensgegenständen auf

Bühren, den 18.02.2021

gez. Christoph Witzke

(Christoph Witzke)
Bürgermeister

ije

te"»,

Jäid

Gemeinde Bühren

60.000 €
30.000 €
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2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung

2.1 Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2021 und 2022 wird hiermit öffentlich
bekannt gemacht.

2.2 Eine Genehmigung der Haushaltssatzung durch die Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich.

2.3 Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG vom 10.05.2021 bis zum 19.05.2021
zur Einsichtnahme in der Verwaltung der Gemeinde Bühren, Oberdorfstr. 5, 37127 Bühren öffentlich
aus

Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, auf der Homepage https://ratsinformationsdienst.dransfeld.de in

der Rubrik Rechtsgrundlagen / Haushaltspläne die Unterlagen einzusehen.

Bühren, den 28.04.2021

gez. Christoph Witzke

(Christoph Witzke)
Bürgermeister
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Haushaltssatzung und Bekanntmachung der Haushaltssatzung

1. Haushaltssatzung der Gemeinde Gleichen für das Haushaltsjahr 2021

§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 wird

1. im Ergebnishaushalt

mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

1.1 der ordentlichen Erträge auf 15.528.600 €

1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 17.39a300 €

1.3 der außerordentlichen Erträge auf 66.100 €

1.4 •der außerordentlichen Aufwendungen auf 0 €

2. im Finanzhaushalt

2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 14.519.800 €

2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 15.204.200 €

2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit 428.900 €
•

2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit 6.254.500 €

2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 5.825.600 €

2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 444.500 €

•

festgesetzt.

Nachrichtlich: Gesamtbetrag

der Einzahlungen des Finanzhaushaltes 20.774.300 €

der Auszahlungen des Finanzhaushaltes 21.903.200 €

§ 2

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und für Investitions-
förderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) wird auf 5.825.600 € festgesetzt.

§ 3

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 13.400.000 € festgesetzt.

•
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§ 4

Der Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite im Haushaltsjahr 2021 zur rechtzeitigen
Leistung von Auszahlungen in Anspruch genommen werden darf, wird auf 2.419.000 € fest-

gesetzt.

§
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2021 wie
folgt festgesetzt:

1. Grundsteuer

1.1 für die Land und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 340 v.H.

1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) 340 v.H.

2. Gewerbesteuer 380 v.H.

§ 6

1. Der kalkulatorische Zinssatz für das Haushaltsjahr 2021 wird auf 1,7 % festgesetzt.

2. Über und außerplanmäßige Aufwendungen bzw. Auszahlungen sind als unerheblich im
Sinne von § 117 Abs. 1 NKomVG anzusehen, wenn sie im Haushaltsjahr 5.000 €

je Produktkonto nicht überschreiten.

Unbeschadet der vorstehenden Regelung gelten über und außerplanmäßige Aufwen-
dungen/Auszahlungen von mehr als 5.000 Euro als unerheblich, wenn

a) sie durch Mehrerträge/Mehreinzahlungen innerhalb des Produktes gedeckt sind.

•b) sie auf gesetzlicher oder tarifvertraglicher Grundlage beruhen.

ic) sie im laufenden Haushaltsjahr zahlungsunwirksam sind.

3. Investitionen und •lnvestitionsfördermaßnahmen werden gemäß § 4 Abs. 6 KomHKVO
ab einer Wertgrenze in Höhe von 1.000 € einzeln im Haushaltsplan dargestellt.

4. Die Wertgrenze für Investitionen von erheblicher finanzieller Bedeutung im Sinne des

§ 12 KomHKVO (Pflicht zur Erstellung von Wirtschaftlichkeitsberechnungen)
wird festgelegt

bei Beschaffung von beweglichen Vermögensgegenständen auf 30.000 €

bei Beschaffung von unbeweglichen Vermögensgegenstäriden auf 100.000 €.

Gleichen, 16.02.2021 gez. Kuhlmann (LS)
Bürgermeister
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2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung

2.1 Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2021 wird hiermit öffentlich
bekannt gemacht. •

2.2 Die nach § 119 Abs. 4 und nach § 120 Abs. 2 NKonnVG erforderlichen Genehmigungen
sind .durch den Landkreis Göttingen am 31.03.2021 unter dem Aktenzeichen 20.1 erteilt
worden.

2.3 Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 S. 3 NKomVG vom 07.05. bis zum

18.05.2021 bei der Gemeinde Gleichen, Waldstr. 7, 37130 Gleichen, montags bis freitags
von 8:00 bis 12:00 Uhr und donnerstags von 16:00 bis 18:00 Uhr zur Einsichtnahme öffent-
lich aus. Aufgrund der aktuellen Schließung der Gemeindeverwaltung für den Publikumsver-
kehr bitte ich um telefonische Terminabsprache unter 05592/50124.

Alternativ kann der Haushaltsplan im Internet unter www.gleichen.de unter der Rubrik
Rathaus / Haushalt eingesehen werden.

Gleichen, 30.04.2021

gez. Kuhlmann (LS)
Bürgermeister
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Haushaltssatzung und Bekanntmachung

der Haushaltssatzung der Gemeinde Hörden am Harz

für das Haushaltsjahr 2021

1. Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2021

Aufgrund des § 112 ff. des Niedersächsischen Komrnunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der Fassung

vom 17.02.2021, Nds. GVBI. S. 64, hat der Rat der Gemeinde Hörden am Harz in der Sitzung am

07.04.2021 folgende Haushaltssatzung beschlossen:

§ 1

Der Haushaltsplan wird für das Haushaltsjahr 2021

1. im Ergebnishaushalt mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

1.1 der ordentlichen Erträge auf 960.200,00

1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 959.100,00 €

1.3 der außerordentlichen Erträge auf 0,00 €

1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf 0,00 C

2. im Finanzhaushalt mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 938.200,00 €

2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 986.500,00 €

2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit 15.600,00 €

2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit 63.400,00 €

2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 47.800,00 €

2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 44.500,00

festgesetzt.

§ 2

KREDrrERMÄCHTIGUNG

Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden in Höhe von 47.800,00 C

veranschlagt.

§ 3

VERPFLICHTUNGSERMÄCHTIGUNGEN

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.

§ 4

LIuulDITÄTSKREDITE

Der Höchstbetrag, bis zu dem in dem Haushaltsjahr 2021 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von

Auszahlungen in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 190.000,00 C festgesetzt.

§ 5

STEUERSÄTZE

Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für die Haushaltsjahre wie folgt festgesetzt:

1. Grundsteuer

1.1 für die land und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) auf 380 v.H.

1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) auf 380 v.H.

2. Gewerbesteuer auf 360 v.H.

Hörden am Harz, den 07.04.2021

gez.

Hellwig

Gemeindedirektor
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2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung 2021

2.1 Die vorstehende Haushaltssatzung für die Gemeinde Hörden am Harz für das Haushaltsjahr 2021

wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

2.2 Die gem. § 120 Abs. 2 NKomVG erforderliche Genehmigung ist durch den Landkreis Göttingen

mit Verfügung vom 28.04.2021 erteilt worden.

2.3 Der Haushaltsplan liegt gem. § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG in der Zeit

vom 12.05.2021 bis 21.05.2021

im Rathaus der Samtgemeinde Hattorf am Harz, Otto-Escher-Straße 12, 37197 Hattorf am Harz,

zu folgenden Öffnungszeiten:

Wochentag

Montag

Dienstag

Mittwoch

Donnerstag

Freitag

zur Einsichtnahme öffentlich aus.

Vormittags

8:30 Uhr bis 12:30 Uhr

8:30 Uhr bis 12:30 Uhr

8:30 Uhr bis 12:30 Uhr

8:30 Uhr bis 12:30 Uhr

8:30 Uhr bis 12:30 Uhr

Nachmittags

geschlossen
14:00 Uhr bis 15.30 Uhr

geschlossen
14:00 Uhr bis 17:00 Uhr

geschlossen

Aufgrund der besonderen Situation im Zusammenhang mit dem Corona-Virus ist eine

Einsichtnahme nur nach vorheriger telefonischer Terminabsprache möglich.

Hattorf am Harz, den 30.04.2021

gez.

Hellwig

Gemeindedirektor
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2. Satzung

zur Änderung der Entschädigungssatzung der Stadt Osterode am Harz

vom 07. Dezember 2017

Aufgrund der §§ 5, 44 und 55 des Niedersächsischen Kommuna1verfassungsgesetzes (NKomVG)
in der Fassung vom 17. Dezember 2010 (NDS. GVB1. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 2

des Gesetzes vom 17. Februar 2021 (Nds. GVB1. S. 64) hat der Rat der Stadt Osterode am Harz in

seiner Sitzung am 29. April 2021 folgende 2. Satzung zur Änderung der Entschädigungssatzung der

Stadt Osterode am Harz vom 07. Dezember 2017 beschlossen:

Artikel I

§ 9 Absatz 1 Satz 3 und 4 werden gestrichen.

§ 9 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

Die Mitglieder einschl. Funktionsträger der Freiwilligen Feuerwehren erhalten bei Teilnahme an den
vom Stadt bzw. Ortsbrandmeister angeordneten Einsätzen zur Erfüllung der Aufgaben von über 2

Stunden Dauer eine Aufwandsentschädigung als Verpflegungspauschalevon 3,50 Euro je
angefangene Einsatzstunde zuzüglich 25 % bei Einsätzen an Sonn und Feiertagen.

Artikel II

Der Bürgermeister wird ermächtigt, den Wortlaut der Entschädigungssatzung in der nunmehr geltenden
Fassung mit neuem Datum bekanntzumachen und dabei Unstimmigkeiten des Wortlautes zu beseitigen.

Artikel In

Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft.

Osterode am Harz, den 30.04.2021

Der rgermeister



AMTSBLATT FÜR DEN LANDKREIS GÖTTINGEN  06.05.2021 Nr. 23 Seite 620

Gemeinde Rosdorf

Öffentliche Bekanntmachung

Zusammensetzung des Gemeindewahlausschusses

Gemäß § 8 Absatz 4 der Niedersächsischen Kommunalwahlordnung vom 05.07.2006 (Nds.
GVBI. S. 280, 431) zuletzt geändert durch Artikel 2 der Verordnung vom 08.07.2017 (Nds.
GVBI.S. 255) gebe ich nachstehend die Zusammensetzung des Gemeindewahlausschusses
für die Gemeindewahlen am 12.09.2021 in der Gemeinde Rosdorf bekannt:

Gemeindewahlleiter als Vorsitzender des Gemeindewahlausschusses:

Gemeindeoberamtsrat Klaus Hampe, Lange Str. 12, 37124 Rosdorf

Mitglieder des Gemeindewahlausschusses:

Frau Andrea Schuchardt, 37124 Rosdorf
Herr Tim Hasse 37124 Rosdorf
Herr Kai Ahlborn 37124 Rosdorf
Frau Sonja Hesse 37124 Rosdorf Ortschaft Obernjesa
Frau Jutta Heise 37124 Rosdorf Ortschaft Dramfeld

Herr Wolfgang Otto 37124 Rosdorf Ortschaft Settmarshausen

Stellvertretende Gemeindewahlleiterin:

Iris Klinge, Lange Str. 12, 37124 Rosdorf

Stellvertretende Mitglieder des Gemeindewahlausschusses:

Frau Anne Forys 37124 Rosdorf
Herr Henning Jordan 37124 Rosdorf
Herr Oliver Gremmes 37124 Rosdorf
Frau Katja Brasche 37124 Rosdorf Ortschaft Obernjesa
Frau Sandra Winter 37124 Rosdorf Ortschaft Dramfeld
Herr Axel Wiemann 37124 Rosdorf Ortschaft Settmarshausen

Rosdorf, 30.04.2021

Der Gemeindewahlleiter
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Ab.
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Ai

Gemeinde Seeburg
Erholungsort im Eichsfeld Kle) ef
Der Gemeindewahlleiter

Wahlbekanntmachung der Gemeinde Seeburg
zur Wahl des Gemeinderates

anlässlich der Kommunalwahlen am 12. September 2021

Am 12. September 2021 sind von 08.00 bis 18.00 Uhr in der Gemeinde Seeburg die
Ratsfrauen und Ratsherren zu wählen.

Aufgrund des § 16 des Niedersächsischen Kommunalwahlgesetzes (NKVVG) in der Fassung
vom 28.01.2014 (GVBI. S. 35), in der zurzeit geltenden Fassung, wird hiermit zur Einreichung
von Wahlvorschlägen aufgefordert und folgendes bekannt gegeben‘

1. Zahl der Ratsfrauen und Ratsherren

Bei der Wahl des Rates der Gemeinde Seeburg sind gemäß § 46 Abs. 1 des

Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) 11 Ratsfrauen und

•

Ratsherren zu wählen.

2. Zahl und Abgrenzung der Wahlbereiche:

Die Gemeinde Seeburg bildet einen Wahlbereich.

3. Höchstzahl der auf einen Wahlvorschlag zu benennenden Bewerberinnen und
Bewerber

Ein Wahlvorschlag kann von einer Partei im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes,
von einer Gruppe von Wahlberechtigten (Wählergruppen) und von einer
wahlberechtigten Einzelperson eingereicht werden.

Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe darf mehrere Bewerberinnen und
Bewerber enthalten, im Höchstfall jedoch 16 (§ 21 Abs. 4 NKWG).

Der Wahlvorschlag einer Einzelperson (Einzelwahlvorschlag) darf den Namen nur

einer wählbaren Bewerberin oder nur eines wählbaren Bewerbers enthalten (§ 21 Abs.

5 NKWG),
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4. Zahl der Unterschriften für Wahlvorschläge

Nach § 21 Abs. 9 NKWG muss der Wahlvorschlag von dem für das Wahlgebiet
zuständigen Parteiorgan, von drei Wahlberechtigten der Wählergruppe oder von der
wahlberechtigten Einzelperson unterzeichnet sein. Für die Gemeinderatswahl muss er

außerdem von mindestens 10 Wahlberechtigten des Wahlbereichs persönlich und
handschriftlich unterzeichnet sein. Eine wahlberechtigte Person darf für jede Wahl nur

einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Die Samtgemeinde Radolfshausen hat die
Wahlberechtigung zu bestätigen.

Die Wahlberechtigung muss im Zeitpunkt der Unterzeichnung gegeben sein und ist bei

Einreichung des Wahlvorschlages nachzuweisen.

Hat jemand für eine Wahl mehr als einen Wahlvorschlag unterzeichnet, so sind dessen

Unterschriften auf Wahlvorschlägen ungültig, die bei der Gemeinde Seeburg nach der
ersten Bestätigung der Wahlberechtigung zu prüfen sind.

Für Wahlvorschläge von Parteien oder Wählergruppen dürfen Unterschriften erst nach

Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber gesammelt werden. Vorher geleistete
Unterschriften sind ungültig (§ 32 Abs. 4 Nds. Kommunalwahlordnung (NKVVO)).

Bescheinigungen des Wahlrechts erteilt die Samtgemeindeverwaltung, Vöhreweg 10,

37136 Ebergötzen.

Bei folgenden Parteien sind nach § 21 Abs. 10 NKVVG Unterschriften nach

§ 21 Abs. 9 Satz 2 NKWG nicht erforderlich:

Christlich Demokratische Union Deutschlands in Niedersachsen (CDU)
Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD)
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (GRÜNE)
Freie Demokratische Partei (FDP)
DIE LINKENiedersachsen (DIE LINKE.)
Alternative für Deutschland (AfD)

5. Inhalte und Form der Wahlvorschlägg,

Die Wahlvorschläge sind unter Beachtung der gesetzlichen Bestimmungen
aufzustellen und abzugeben. Hierzu wird insbesondere auf die Vorschriften der §§ 21

und 24 NKWG hingewiesen.

6. Einreichung der Wahlvorschläge

Die Wahlvorschläge sind möglichst frühzeitig, spätestens jedoch bis zum

Montag, den 26.07.2021, 18 Uhr,
beim Gemeindewahlleiter,

Christoph Meyer
Seestraße 8

37136 Seeburg,

einzureichen.
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7, Wahlanzeige

Die nicht unter Abschnitt 4 dieser Bekanntmachung genannten Parteien können als

solche nur dann Wahlvorschläge einreichen, wenn sie spätestens am 14.06,2021 der

Landeswahlieiterin ihre Beteiligung an der Wahl angezeigt haben und der
Landeswahlausschuss ihre Parteieigenschaft festgestellt hat

(§ 22 Abs. 1 NKWG). Die Anschrift der Landeswahlleiterin lautet:

Niedersächsische Landeswahlleiterin
Lavesaliee 6
30169 Hannover

Der Wahlanreige sind jeweils ein Abdruck der Satzung und des Programms sowie ein

Nachweis über den satzungsmäßig bestellten Landesvorstand beizufügen. ist ein

Landesvorstand nicht bestellt, so ist ein Nachweis über den

satzungsmäßig bestellten Bundesvorstand beizufügen.

Seeburg, den 3. Mai 2021
Gemeindewahlleiter
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-or -mar Gemeinde Seulingen
if) Landkreis Göttingen

Telefon (05507) 13 16
Telefax (05507/ 9 12 04

,44119r E-Mail: gemeinde@seulingen.de
Internet: www.seulingen.de

Ja.

Wahlbekanntmachung der Gemeinde Seulingen
zur Wahl des Gemeinderates

anlässlich der Kommunalwahlen am 12. September 2021

Am 12. September 2021 sind von 08.00 bis 18.00 Uhr in der Gemeinde Seulingen
die Ratsfrauen und Ratsherren zu wählen.

Aufgrund des § 16 des Niedersächsischen Kommunalwahlgesetzes (NKWG) in der
Fassung, wird hiermit zur Einreichung von Wahlvorschlägen aufgefordert und
folgendes bekannt gegeben:

1. Zahl der Ratsfrauen und Ratsherren

Bei der Wahl des Rates der Gemeinde Seulingen sind gemäß § 46 Abs. 1 des
Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG)
11 Ratsfrauen und Ratsherren zu wählen.

2. Zahl und Abgrenzung der Wahlbereiche:

Die Gemeinde Seulingen bildet einen Wahlbereich.

3. Höchstzahl der auf einen Wahlvorschlag zu benennenden Bewerbe-
rinnen und Bewerber

Ein Wahlvorschlag kann von einer Partei im Sinne des Artikels 21 des
Grundgesetzes, von einer Gruppe von Wahlberechtigten (Wählergruppen) und
von einer wahlberechtigten Einzelperson eingereicht werden.

Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe darf mehrere
Bewerberinnen und Bewerber enthalten, im Höchstfall jedoch 16 (§ 21 Abs. 4

NKWG).

Der Wahlvorschlag einer Einzelperson (Einzelwahlvorschlag) darf den Namen
nur einer wählbaren Bewerberin oder nur eines wählbaren Bewerbers
enthalten (§ 21 Abs. 5 NKWG).
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4. Zahl der Unterschriften für Wahlvorschläge

Nach § 21 Abs. 9 NKWG muss der Wahlvorschlag von dem für das
Wahlgebiet zuständigen Parteiorgan, von drei Wahlberechtigten der
Wählergruppe oder von der wahlberechtigten Einzelperson unterzeichnet sein.
Für die Gemeinderatswahl muss er außerdem von mindestens 10
Wahlberechtigten des Wahlbereichs persönlich und handschriftlich
unterzeichnet sein. Eine wahlberechtigte Person darf für jede Wahl nur einen
Wahlvorschlag unterzeichnen; die Gemeinde Seulingen hat die
Wahlberechtigung zu bestätigen.
Die Wahlberechtigung muss im Zeitpunkt der Unterzeichnung gegeben sein
und ist bei Einreichung des Wahlvorschlages nachzuweisen.

Hat jemand für eine Wahl mehr als einen Wahlvorschlag unterzeichnet, so

sind dessen Unterschriften auf Wahlvorschlägen ungültig, die bei der
Gemeinde Seulingen nach der ersten Bestätigung der Wahlberechtigung zu

prüfen sind.

Für Wahlvorschläge von Parteien oder Wählergruppen dürfen Unterschriften
erst nach Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber gesammelt werden.
Vorher geleistete Unterschriften sind ungültig (§ 32 Abs. 4 Nds.
Kommunalwahlordnung (NKWO)).

Bescheinigungen des Wahlrechts erteilt die Samtgemeindeverwaltung,
Vöhreweg 10, 37136 Ebergötzen.

Bei folgenden Parteien sind nach § 21 Abs. 10 NKWG Unterschriften nach

§ 21 Abs. 9 Satz 2 NKWG nicht erforderlich:

Christlich Demokratische Union Deutschlands in Niedersachsen (CDU)
Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD)
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (GRÜNE)
Freie Demokratische Partei (FDP)
DIE LINKE.Niedersachsen (DIE LINKE.)
Alternative für Deutschland (AfD)

5. Inhalte und Form der Wahlvorschläge

Die Wahlvorschläge sind unter Beachtung der gesetzlichen Bestimmungen
aufzustellen und abzugeben. Hierzu wird insbesondere auf die Vorschriften
der §§ 21 und 24 NKWG hingewiesen.
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6. Einreichung der Wahlvorschläge

Die Wahlvorschläge sind möglichst frühzeitig, spätestens jedoch bis zum

Montag, den 26.07.2021, 18:00 Uhr,

bei der Gemeindewahlleiterin,
Johanna Tauchmann,

Neue Straße 5,
37136 Seulingen

einzureichen.

7. Wahlanzeige

Die nicht unter Abschnitt 4 dieser Bekanntmachung genannten Parteien
können als solche nur dann Wahlvorschläge einreichen, wenn sie spätestens
am 12.06.2021 der Landeswahlleiterin ihre Beteiligung an der Wahl angezeigt
haben und der Landeswahlausschuss ihre Parteieigenschaft festgestellt hat

(§ 22 Abs. 1 NKVVG). Die Anschrift der Landeswahlleiterin lautet:

Niedersächsische Landeswahlleiterin
Lavesallee 6
30169 Hannover

Der Wahlanzeige sind jeweils ein Abdruck der Satzung und des Programms
sowie ein Nachweis über den satzungsmäßig bestellten Landesvorstand

beizufügen. ist ein Landesvorstand nicht bestellt, so ist ein Nachweis über den
satzungsmäßig bestellten Bundesvorstand beizufügen.

Soulinger), den 03.05.2021

gez. Tauchmann

(Johanna Tauchmann)
Gemeindewahlleiterin
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Gemeinde Waake 11:0Mitgliedsgemeinde der Samtgemeinde Radolfshausen

Landkreis Göttingen

Waake, 29.04.2021

Öffentliche Bekanntmachung

zu den Kommunalwahlen am 12. September 2021

Bekanntmachung des Gemeindewahlleiters und dessen Stellvertreterin

Gemäß § 9 des Niedersächsischen Kommunalwahlgesetzes (NKWG) in der zurzeit gültigen Fassung hat der

Rat der Gemeinde Waake anlässlich der Kommunalwahlen am 12. September 2021 in seiner Sitzung am

29.04.2021 die Wahlleitung wie folgt berufen:

Gemeindewahlleiter: Herrn Ulrich Wilkens

Dienstanschrift: Gemeinde Waake

Hacketalstraße 5a

37136 Waake
Tel. 05507/1330

verwaltung@waake.de

Stellv. Gemeindewahlleiterin: Frau Elisabeth Scharlemann-Busse

Dienstansehrift: Gemeinde Waake

Hacketalstraße 5a

37136 Waake
Tel. 05507/1330

verwaltung@waake.de

Nach § 7 Abs. 1 der Niedersächsischen Kommunalwahlordnung (NKWO) in der zurzeit gültigen Fassung wer-

den die Namen und Dienstanschriften der Gemeindewahlleitunghiermit öffentlich bekanntgemacht.

Waake, den 29.04.2021

gez. Johann-Karl Vietor

Bürgermeister
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Gemeinde Waake Ir
Mitgliedsgemeinde der Samtgemeinde Radolfshausen

Landkreis Göttingen

Waake, 04.05.2021

Wahlbekanntmachung der Gemeinde Waake

zur Wahl des Gemeinderates

anlässlich der Kommunalwahl am 12.09.2021

Am 12.09. 2021 sind von 08:00 bis 18:00 Uhr in der Gemeinde Waake die Ratsfrauen und Ratsherren zu wählen.

Aufgrund des § 16 des Niedersächsischen Kommunalwahlgesetzes (NKWG) in der Fassung vom 28.01.2014

in der zurzeit geltenden Fassung, wird hiermit zur Einreichung von Wahlvorschlägen aufgefordert und Folgen-

des bekannt gegeben:

1. Zahl der Ratsfrauen und Ratsherren

Bei der Wahl des Rates der Gemeinde Waake sind gemäß § 46 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommu-

nalverfassungsgesetzes 11 Ratsfrauen und Ratsherren zu wählen.

2. Zahl und Abgrenzung der Wahlbereiche:

Die Gemeinde Waake bildet einen Wahlbereich.

3. Höchstzahl der auf einen Wahlvorschlag zu benennenden Bewerberinnen und Bewerber

Ein Wahlvorschlag kann von einer Partei im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes, von einer Gruppe
von Wahlberechtigten (Wählergruppen) und von einer wahlberechtigten Einzelperson eingereicht wer-

den.

Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe darfmehrere Bewerberinnen und Bewerber enthal-
ten, im Höchstfall jedoch 16 (§ 21 Abs. 4 NKWG).

Der Wahlvorschlag einer Einzelperson (Einzelwahlvorschlag) darf den Namen nur einer wählbaren Be-

werberin oder nur eines wählbaren Bewerbers enthalten (§ 21 Abs. 5 NKWG).
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4. Zahl der Unterschriften für Wahlvorschläge

Nach § 21 Abs. 9 NKWG muss der Wahlvorschlag von dem für das Wahlgebiet zuständigen Parteior-

gan, von drei Wahlberechtigten der Wählergruppe oder von der wahlberechtigten Einzelperson unter-

zeichnet sein. Für die Gemeinderatswahl muss er außerdem von mindestens 10 Wahlberechtigten des

Wahlbcrcichs persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. Eine wahlbereehtigte Person darf für

jede Wahl nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Die Gemeinde Waake hat die Wahlberechtigung zu

bestätigen.

Die Wahlberechtigung muss im Zeitpunkt der Unterzeichnung gegeben sein und ist bei Einreichung des

Wahlvorschlages nachzuweisen.

Hat jemand für eine Wahl mehr als einen Wahlvorschlag unterzeichnet, so sind dessen Unterschriften

auf Wahlvorschlägen ungültig, die bei der Gemeinde Waake nach der ersten Bestätigung der Wahlbe-

rechtigung zu prüfen sind.

Für Wahlvorschläge von Parteien oder Wählergruppen dürfen Unterschriften erst nach Aufstellung der

Bewerberinnen und Bewerber gesammelt werden. Vorher geleistete Unterschriften sind ungültig (§ 32

Abs. 4 Nds. Kommunalwahlordnung (NKWO)).

Bescheinigungen des Wahlrechts erteilt die Samtgemeindeverwaltung, Vöhreweg 10, 37136 Ebergöt-
zen.

Bei folgenden Parteien sind nach § 21 Abs. 10 NKWG Unterschriften nach § 21 Abs. 9 Satz 2 NKWG

nicht erforderlich:

• Christlich Demokratische Union Deutschlands in Niedersachsen (CDU)
• Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD)
• BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (GRÜNE)
• Freie Demokratische Partei (FDP)
• DIE LINKE.Niedersachsen (DIE LINKE.)
• Alternative für Deutschland (AID)

5. Inhalte und Form der Wahlvorschläge

Die Wahlvorschläge sind unter Beachtung der gesetzlichen Bestimmungen aufzustellen und abzugeben.

Hierzu wird insbesondere auf die Vorschriften der §§ 21 und 24 NKWG hingewiesen.

6. Einreichung der Wahlvorschläge

Die Wahlvorschläge sind möglichst frühzeitig, spätestens jedoch bis zum

Montag, den 26.07.2021, 18:00 Uhr,

beim Gemeindewahlleiter,

Herrn Ulrich Wilkens,

Hacketalstralie 5 a,

37136 Waake,

einzureichen.
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7. Wahlanzeige

Die nicht unter 4. dieser Bekanntmachung genannten Parteien können als solche nur dann Wahlvor-

schläge einreichen, wenn sie spätestens am 14.06.2021 der Landeswahlleiterin ihre Beteiligung an der

Wahl angezeigt haben und der Landeswahlausschuss ihre Parteieigenschaft festgestellt hat

(§ 22 Abs. 1 NKWG).

Die Anschrift der Landeswahlleiterin lautet:

Niedersächsischer Landeswahlleiterin

Lavesallee 6

30169 Hannover

Der Wahlanzeige sind jeweils ein Abdruck der Satzung und des Programms sowie ein Nachweis über

den satzungsmäßig bestellten Landesvorstand beizufügen. Ist ein Landesvorstand nicht bestellt, so ist

ein Nachweis über den satzungsmäßig bestellten Bundesvorstand beizufügen.

Waake, den 03.05.2021

gez. Ulrich Wilkens

Gemeindewahlleiter
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